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14. 5. 1974 ' 

Regierungsvorlage 

. Bundesgesetz vom XXXXXXX, mit 
dem das Agrarbehördengesetz 1950 geändert 
. wird (Agrarbehördengesetznovelle 1974) 

Der Nationalrat hat beschlossen: 

Artikel I 

Das Agrarbehördengesetz 1950, BGBl. Nr. 1/ 
1951, wird wie folgt geändert: 

1. Der § 5 Abs. 2 hat zu lauten: 

,,(2) Den Landesagrarsenaten gehören als 
stimmberechtigte Mitglieder an: 

1. ein rechtskundiger Landesbeamter als V or­
sitzender, 

2. drei Richter, 
3. ein in den Angelegenheiten ,der Bodenreform 

erfahrener rechtskundiger. Landesbeamter als 
Berichterstatter, 

4. ein in agrartechnischen Angelegenheiten er­
fahrener Landesbeamter ·des höheren Dien­
stes, 

5. 'ein in forstlichen Angelegenheiten erfahrener 
Landesbeamter des höheren Dienstes, 

6. ein landwirtschaftlicher Sachverständiger im 
Sinne des § 52 A VG 1950." 

2. Der § 5 Abs. 4 hat zu lauten: 

,,(4) Die Mitglieder und ihre Ersatzmänner sind 
von der Landesregierung zu bestellen." 

3. Der § 6 Abs. 2 hat zu lauten: 

,,(2) Dem Obersten Agrarsenat gehören als 
stimmberechtigte Mitglieder an: 

1. ein rechtskundiger Beamter des höheren 
Ministerialdienstes im Bundesministerium für 
Land- und Forstwirtschaft als Vorsitzender, 

2. drei Mitglieder des Obersten Gerichtshofes, 
3. ein in den Angelegenheiten der Bodenreform 

erfahrener rechtskundi~er Beamter des höhe­
ren Ministerialdienstes im Bundesministerium 
für Land- und Forstwirtschaft als Berichter­
statter, 

4. ein in agrartechnischen Angelegenheiten er­
fahrener Beamter des höheren Ministerial­
dienstes im Bundesministerium für Land­
und Forstwirtschaft, 

5. ein in forstlichen Angelegenheiten erfahrener 
Beamter des höheren Ministerialdienstes im 
Bundesministerium für Land- und Forstwirt­
schaft, 

6. ein landwirtschaftlicher Sachverständiger im 
. Sinne ,des § 52 AVG 1950." 

4. Der § 7 hat zu lauten: 

,,§ 7. (1) Der Instanzenzug ·endet mit den im 
Abs. 2 bezeichneten Ausnahmen beim Landes­
agrarsenat. 

, (2) Die Berufung an den Obersten Agrarsena't 
ist nur in folgenden Fällen gegen abändernde 
Erkenntnisse ,des Landesagrarsenates zulässig: 

1. hinsichtlich der Fragen, ob ein agrargemein­
schaftliches Grundstück vorliegt, wem das 
Eigentumsrechtdaran zusteht, ob eine Agrar­
gemeinschaft vorhanden ist und ob einer 
Lie~enschaft oder einer Person ein agrar­
gemeinschaftliches Anteilsrecht zusteht, 

2. hinsichtliCh der Fragen der Gesetzmäßigkeit 
der Abfindung bei der Teilung agrargemein­
schaftlicher Grundstücke und der Gesetz­
mäßigkeit der Regulierung agrargemein­
schaftlicher Anteilsrech te, 

3. hinsichtlich der Frage der Gesetzmäßigkeit 
der Abfindung bei der Zusammenlegung 
oder Flurbereinigung land- und forstwirt­
schaftlicher Grundstücke, 

4. hinsichtlich ,der Frage des Bestandes von 
Wald- und Wei,denutzungsrechten, hinsicht­
lichder Frage, welche Liegenschaften berech­
tigt oder verpflichtet sind, sowie hinsichtlich 
der Frage der Gesetzmäßigkeit der Ablösung 
oder Regulierung (Neu-, Ergänzungsregulie­
rung) von Wald- und Weidenutzungsrechten, 
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5. mit denen 
a) einem Begehren um Einräumung, Ab­

änderung oder Aufhebung eines Brin­
gungsrechtes oder um Regelung oder 
Aufhebung einer Felddienstbarkeit keine 
Folge ~egeben wird, 

b) ein Bringungsrecht eingeräumt, abgeän­
dert oder aufgehoben oder eine Feld­
dienstbarkeit geregelt oder aufgehoben 
wird, 

c) ein Grundstückseigentümer in eine Brin­
gungsgemeinschaft als Mitglied einbezo­
gen wird, jedoch ausgenommen die F,est­
setzung Ides Anteilsverhältnisses, 

-d) ein Mitglied aus einer Bringungsgemein­
schaft ausgeschieden wird, 

e) Grundflächen enteignet werden. 

(3) Die Bewertung von Grundstücken oder 
Rechten und die Entscheidung über gemeinsame 
Anlagen und Maßnahmen können im Zusammen­
legungs-, Flurbereinigungs-, Teilungs- und Re­
gulierungsverfahren in der Berufung an den 
Obersten Agrarsenat nicht mehr angefochten 
werden." 

5. Der § 9 hat zu lauten: 

,,§ 9. (1) Die Mitglieder ·der Agrarsenaue und 
ihre Ersatzmänner sind für eine Amtsdauer von 
fünf Jahren zu -bestellen. Eine Wiederbestellung 
ist zulässig. 

(2) Das Amt als Mitglied oder Ersatzmann 
endet mit dem Ablauf der Amtsdauer, dem Weg­
fall der für die Bestellung erforderlichen Vor­
aussetzungen und - bei Personen, die keine 
Richter oder Beamte sind - mit einer straf­
gerichtlichen Verurteilung, die bei einem Beamten 
den Verlust des Amtes nach sich ziehen würde. 

(3) Ein Mitglied oder Ersatzmann kann aus 
wichtigen gesundheitlichen oder beruflichen Grün­
den, durch ,die ,eine ordnungsgemäße Ausübung 
des Amtes nicht gewährleistet erscheint, über 
eigenes Ansuchen vom Amt enthoben werden. 

(4) Wird ein als Mitglied oder Ersatzmann be­
stellter Richter oder Beamter mit einem Beschluß 
des Disziplinargerichtes oder der Disziplinarkom­
mission vom Dienst suspendiert, so ruht sein Amt 
für die Dauer der Suspendierung." 

Artikel II 

(1) Dieses Bundesgesetz tritt mit 31. August 
1974 in Kraft. Mit dem gleichen Zeitpunkt tritt 
der § 14 des Güter- und Seilwege-Grundsatzge­
setz es 1967, BGBl. N r. 198, außer Kraft. 

(2) Mit -der Vollziehung dieses Bundesgesetzes, 
soweit sie nicht den Landesregierungen obliegt, 
sind nach Maßgabe des Bundesministerienge­
setzes 1973 der Bundesminister für Land- und 
Forstwirtschaft und der Bundesminister für 
Justiz betraut. 
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Erläuterungen 

Allgemeiner Teil Der Verfas'Sungsgerichtshof stellte sohin fest, 
1. Der Verfassungsgerichtshof hat mit dem Er- daß die Agrarsenate nicht als Tribunale im Sinne 

kenntnis vom 19. März 1974, GZ G 30/73, die des Art. 6 Abs. 1 MRK eingerichtet wurden. 
Abs. 2 und 4 im § 5 und den Abs. 2 im § 6 des Denn geJ:Iläß § 6 Abs. 2 des Agrarbehörden­
Agrarbehördengesetzes 1950, BGBl.Nr. 1/1951, gesetZJes 1950 gehört dem Obersten Agrarsenat 
als verfassungswidrig aufgehoben und ausgespro- als Vorsitzender ,der Bundesminister für Land­
chen, ,daß die Aufhebung mit 31. August 1974 in und Forstwirtschaft und gemäß § 5 Abs. 2 des 
Kraft tritt, wobei frühere gesetzliche Vorschriften Agrarbehördengese.tzes 1950 gehört dem Landes­
nicht wieder in Kraft treten. Diese Aufhebung agl'arsenat als VorSItzender der L~ndes~au~tmann 
wurde mit der Kundmachung des Bundeskanzlers, oder als~essen Stellvertreter em MitglIed d:r 
vom 4. April 1974 im BGBL Nr. 220 verlautbart. Landesregierung an. Wlenn nun das Gesetz die 
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heru e~.sbln , wdle z·Z . Im uslammen- ihrer Trennung von der Exekutive nicht ge­

egungsver a ,ren u er 'en usammen egungs-, b 
plan, ,der nach Maßgabe der einschlägigen Bestim- ge en. 
mungendes Flurverfassungs-Grundsatzgesetzes Der Verfassungs gerichtshof stellte weiters fest, 
1951 und der dazu ergangenen Ausführungsge- daß dem Obersten Agrarsenat als Mitglieder 
setze der Bundesländer die Eigentumsverhältnisse J?ersonen angehören, die vom Bundesminister für 
an .den das Zusammenlegungsgebiet bildenden Land- und Forstwirtschaft bzw. vom Bundes­
Grundstücken verändert und danach für die minister für Justiz jederzeit abberufen werden 
privat,rechtlichen' Beziehungen zwischen den be- können. Auch hier ist somit die für die Qualifika­
troffenen Grundeigentümern maßgebend ist. Bei tion einer'Behörde als Tribunal wesentliche Vor­
den Lan'desagrarsenaten kommt noch der weitere aussetzung ihrer Trennung und Unabhängigkeit 
Umstand in Betracht, daß sie nach dem Gesetz i von der Exekutive nicht gegeben. Die gleichen 
a u c h zu letztinstanzlichen Entscheidungen be- Erwägungen treffen 'auch für Mitgl~eder der 
rufen sind. Landesagrarsenate zu, weshalb diese Senate gleich-

Alle Agrarsenate 'sind nach dem Muster des falls nicht als Tribunale anzusprechen sind. 
Art. 133 Z. 4 B-VG eingerichtJete Kollegialbehör- Die Aufhebung des Abs. 4 im§ 5 des Agrar­
,den, gegen deren Bescheide die Beschwerde 'an den behördengesetzes 1950 begründete der Verfas­
Verwaltungsgerichtshof nicht ausdrücklich als zu- sungsgerichtshof damit, daß der Art. 12 Abs. 2 
lä~sig erklärt worden, sohin ausgeschlossen ist. I B-VG selbst keinerlei Auskunft über die Zu­
Die Agrarsenate müssen demnach von Verfas- ständigkeit zur Vollziehung gibt und demnach 
sungs wegen als Tribunale im Sinne des Art. 6 nicht bestimmt, daß der Bund zur Vollziehung 
Abs. 1 MRK eingerichtet werden. Weder Art. 12 des Agrarbehördengesetzes 1950 in bezug auf 
Abs. 2 B-VG, der besagt, daß die Einrichtung, die die Organisation der - anders als der Oberste 
Aufgaben und das Verfahren der Agrarsenate Agrarsenat - als Landesbehörden eingerichteten 
durch Bundesgesetz geregelt werden, noch eine Landesagrarsenate zuständig wäre. Die Bestel~ 
andere Norm im Verfassungsrang kann als Er- lung der richterlichen Mitglieder (Ersatzmänner) 
mächtigung gedeutet werden, die Agrarsenate der Landesagrarsenate ,durch den Bundesminister 
ande,rs als andel'le über zivilrechtliche Ansprüche für Justiz und die Bestellung der übrigen Mit­
entscheidende Behörden nicht dem Art. 6 Abs. 1 glieder (Ersatzmänner) durch den Landeshaupt­
MRK entsprechend einzurichten" mann als Organ der mittelbaren Bundesverwal-
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tung ist auch durch eine andere verfassungsgesetz­
liche Vorschrift nicht gedeckt. Da jede nicht dem 
Bund vorbehaltene Gesetzesvollziehung in die 
Zuständigkeit der Länder fällt (Art. 15 B-VG), 
steht die Bestimmung des § 5 Abs. 4 des Agrar­
behördengesetzes 1950 im Widerspruch zu den 
Kompetenzvorschriften des B-VG. --

2. Das Forderungsprogramm der Bundesländer 
in ,der Fassung vom 20. Oktober 1970 enthält 
in der Anlage 2, Abschnitt A Z. 9, die Forderung 
nach Beschränkung der Zuständigkeit des Ober­
sten AgrarsenaTes. über dieses Begehren fanden 
in der Folge Verhandlungen mit Vertretern der 
Bundesländer statt und konnte in der Frage der 
Neuregelung des Instanzenzuges an den Obersten 
Agrarsenat übereinstimmung ,erzielt werden, die 
,den Interessen der Bundesländer und den Inter­
essen des Bundes in gleicher Weise Rechnung 
trägt. 

3. Die im vorliegenden Entwurf vorgesehene 
Abänderung 'des Agrarbehördengesetzes 1950 hat 
weder einen zusätzlichen Vlerwaltungsaufwand 
noch zusätzliche Kosten zur Folge. 

Besonderer Teil 
Zu Art. I Z. 1: 

Die Neufassung des § 5 Abs. 2 trägt der oben 
im allgemeinen Teil wiedergegebenen Rechtsan­
sichtdes Verfassungsgerichtshofes Rechnung. Hie­
bei wird ,die Mitgliedschaft zu den Agrarsenaten, 
insbesondere auch im Zusammenhang mit der 
neuen Regelung des § 9 Abs. 1 und 2, von der 
Bindung an eine bestimmte OrgansteIlung, die 
Ernennung auf einen Dienstposten eines ganz 
Ibestimmten Dienstzweiges oder ,die Ausübung 
einer bestimmten Funktion gelöst. Damit soll 
im Sinne der Entscheidung des Verfassungsge­
richtshofes verhindert werden, daß ein Mitglied 
oder Ersatzmann infolge Wegfalls der Organ­
steIlung oder auf Grund rein innerorganisato­
rischer Maßnahmen sein Amt noch vor Ablauf 
der Amtsdauer verliert. 

Bei ,den ,in Z. 4 bis 6 genannten Mitgliedern 
handelt es sich um Personen, die als amtliche oder 
nichtamtliche Sachverständige auf Grund ihres 
besonderen Fachwissens in der Lage sind, für die 
Entscheidung erhebliche Fragen auf fachkundiger 
Grundlage zu beurteilen. Diese Zusammensetzung 
der Agrarsenate entspricht der Bestimmung des 
Art. 12 Abs. 2 B-VG und setzt die Agranenate 
in die Lage, auftauchende Fachfragen bestimmter 
Art auf fachkundiger Grundlage selbst zu beur-
teilen. ' 

Zu Art. I Z. 2: 

Diese Regelung der Bestellung der' Mitglieder 
der Landesagrarsenate und ihrer Ersatzmänner 
trägt der Rechtsansicht des Vierfassungsgerichts­
hofes Rechnung. 

Zu Art. I Z. 3: 

Die Neufassung des § 6 Abs. 2 trägt ebenfalls 
der oben im allgemeinen Teil wiedergegebenen 
Rechtsansicht des Verfassungsgerichtshofes Rech­
nung. Hinsich~lich der Zusammensetzung des 
Obersten Agrarsenates und ,der Qualifikation 
seiner Mitglieder darf auf die entsprechenden 
Ausführungen zu Art. I Z. 1 dieses besonderen 
Teiles ,der Erläuterungen verwiesen werde~. 

Zu Art. I Z. 4: 

Die Neufassung des § 7 beruht auf den Er­
gebnissender Verhandlungen mit den Bundes­
ländern im Rahmen deren Forderungsprogramms. 
Die neue Regelung des Instanzenzuges an 
den Obersten Agrarsenat nimmt darauf ent­
sprechend Rücksicht, daß einerseits dem Obersten 
Agrarsenatdie Aufgabe obliegt, im Wege der 
Rechtsprechung die unbedingt notwendige Ein­
heitlichkeit inder rechtlichen, technischen und 
wirtschaftlichen Beurteilung der Agrarangelegen­
heiten herzustellen, und daß andererseits ,der 
Rechtsmittelzug an den Obersten Agrarsenat nur 
ausnahmsweise, in ganz bestimmten, taxativ auf­
gezählten Fragen von grundsätzlicher Bedeutung 
offenstehen soll. Aus dem im § 7 Abs. 2 ver­
wendeten Ausdruck "abändernde" Erkenntnisse 
folgt, ,daß gegen ,,,aufhebende" Erkenntnisse des 
Landesagrarsenates die Berufung an den Obersten 
Agrarsenat nicht zulässig ist. 

Mit der Einbeziehungdes bisher im § 14 
Güter- und Seilwege-Grundsatzgesetz 1967, BGBI. 
Nr. 198, geregelten Instanzenzuges in den An­
gelegenheinen der land- und forstwirtschaftlichen 
Bringungsrechte 'als Z. 5 des § 7 Abs. 2 wird 
gleichzeitig erreicht, daß nunmehr die Regelung 
des Instanzenzuges an den Obersten Agrarsenat 
in einer beson,deren Vorschrift, nach den ein­
zelnen Bodenreformangele!;'enheiten gegliedert, 
übersichtlich zusammengefaßt wird. Bei den in 
Z. 5 lit. a und b genannten Felddienstbarkeiten 
handelt es sich um solche, die durch die Einräu­
mung eines Bringungsrechtes entbehrlich werden. 

Zu Art. I Z. 5: 

Mit der Bestimmung des § 9 wird ebenfalls 
der Rechtsansicht ,des Verfassungsgerichtshofes 
Rechnung getragen. Bei dem im Abs. 2 genannten 
Endigungsgrund "Wegfall der für die Bestellung 
erforderlichen Voraussetzungen" ist - soweit er 
sich auf Richter und Beamte bezieht - zu be­
merken" daß die Begriffe "Richter" bzw. "Be­
amter" in der Rechtssprache insbesondere der 
Bundesverfassung, aber auch aller übrigen Bun­
des- und Landesgesetze sowie dieses Entwurfes 
nur für aktive ,Richter bzw. Beamte verwendet 
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werden. Daraus' folgt, daß ein Richter oder Be­
amter des - zeitlichen oder dauernden - Ruhe­
standes kein "Richter" bzw. "Beamter" mehr ist. 
Dieser Endigungsgrund erfaßt somit neben der 
Versetzung in den zeitlichen oder dauernden 
Ruhestand, u. zw. auch im Wege ,einer Diszipli­
narstrafe, und den übertritt in den dauernden 
Ruhestand insbeson'dere auch die Entlassung -
sei es im Wege einer Disziplinarstrafe, sei es auf 
Grund einer strafgerichtlichen Verurteilung (vgl. 
§ 27 StGB) - und den Austritt aus dem Dienst­
verhältnis. Für Mitglieder der Agrarsenate, die 
keine Richter oder Beamte sind, war in Ent­
sprechung zum Amtsverlust beim Richter und 
Beamten als besonderer Endigungsgrund die straf­
gerichtliche Verurteilung, die bei einem Beamten 
den VerliJstdes Amtes nach sich ziehen würde 
(vgl. § 27 StGB), anzuführen. Zuständig Zu der 

im Abs. 3 vorgesehenen Amtsenthebung ist die 
Stelle, die das ersuchende Mitglied (Ersatzmann) 
bestellt hat. 

Der § 9 stellt nunmehr eine Ergänzung zum 
§ 8 dar und betont gemeinsam mit dem § 8 für 
die Mitglieder der Agrarsenate die Grundsätze 
der Weisungsfreiheit, Unabhängigkeit und Unab­
setzbarkeit. 

Zu Art. 11: 
Im Abs. 1 wird das Inkrafttreten des Gesetzes 

mit 31. August 1974 festgelegt, weil der Aus­
spruch ,des Verfassungs gerichtshofes über das 
Außerkrafttreten . der aufgehobenen Bestim­
mungen nicht auf den Ablauf des 31. August 
1974 abgestellt wurde, weshalb davon auszu­
gehen ist, daß die Aufhebung bereits mit 30. Au­
gust 1974, 24 Uhr, in Kraft tritt. 

Anhang 

Gegenüberstellung der gesetzlichen Bestimmungen in der geltenden Fassung 
. und in der Fassung des Entwurfes 

Gel t end e Fa s s u n g: 

§ 5 Abs. 2 

(2) VorsitZender ,des Landesagrarsenates ist der 
Lan,deshauptmann. Er bestellt ein Mitglied der 
Landesregierung und einen rechtskundigen Be­
amten ,des Amtes ·der Landesregierung zu seinen 
Stellvertretern. Weiters gehören dem Senate als 
stimmführende Mitglieder an: 

a) ,drei Mitglieder aus dem Richtlerstande; 
b). ein in den Angelegenheiten der Boden­

reform geschulter rechtskundiger Beamter 
des Amtes der Landesregierung als Bericht­
erstatter; 

c) ein Beamter des höheven technischen Agrar­
dienstes oder in Ermangelung eines solchen 
ein Beamter eines verwandten Dienstzweiges 
,des Amtes der Landesregierung; 

'd) der Regierungsforstdirektor ; 
e) ein lan'dwirtschaftlicher Sachverständiger. 

§ 5 Abs. 4 

(4) Die Mitglieder aus ·dem Richterstande und 
ihre Ersatzmänner werden vom Bundesminister 
für Justiz bestellt, die übrigen Mitglieder und 
ihre Ersatzmänner werden vom Landeshaupt­
mann bes,te11t, Mitglieder und Ersatzmänner aus 
dem Stande einer Behörde der unmittelbaren 
Bundesverwaltung ,im Einvernehmen mit dieser. 

§ 6 Abs. 2 

Ne u e Fa s s u n g: 

(2) Den Landesagrarsenaten gehören als 
stimmberechtigte Mitglieder an: 

1. ein rechtskundiger Landesbeamter als Vor­
sitzender, 

2. drei Richter, 
3. ein in den Angelegenheit;en der Bodenreform 

erfahrener rechtskundiger Landesbeamter als 
Berichterstatter, . 

4. ein in agrartechnischen Angelegenheiten er­
fahrener Landesbeamter ·des höheren Dien­
stes, 

5. ,ein in forstlichen Angelegenheiten erfahrener 
Landesbeamter des höheren Dienstes, 

6. ein landwirtschaftlicher Sachverständiger im 
Sinne des § 52 A VG 1950. 

(4) Die Mitglieder und ihre Ersatzmänner sind' 
von der Landesregierung zu bestellen. 

(2) Vorsitzender ·des Obersten Agrarsenates ist (2) Dem Obersten Agrarsenat gehören als 
der Bundesminister für Land- und forstwirt- stimmberecl1tigte Mitglieder an: 
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6 1131 der Beilagen 

Gel t end e Fa s s u n g: 

schaft. Er bestellt zwei rechtskundige Beamte aus 
dem Stande des Bundesministeriums für Land­
und Forstwirtschaft zu seinen Stelhnertretern. 
Weiters gehören dem Senate als stimmführende 
Mitglieder an: 

~) drei Mitgloieder aus dem Stande der Räte 
des Obersten Gerichtshofes; 

b) der Vorstand jener Abteilung ,des Bundes­
ministeriums für Land- und Forstwirtschaft, 
in der die rechtlichen Angelegenheiten 
der Bodenreform bearbeitet werden, oder 
ein anderer Beamter dieser Abteilung als 
Berich tersta tter; 

c) ein Beamter des höheren technischen Agrar­
dienstes; 

'd) ein Beamter der landwirtschaftlichen Sek­
tion des Bundesministeriums für Land- und 
Forstwirtschaft ; 

§7 

e) ein Beamter der Forstabteilung des Bundes­
ministeriums für Land- und Forstwirtsch'aft. 

Neue Fassung: 

1. ein rechtskundiger Beamter des höheren 
Ministerialdienstes im Bundesministerium für 
Land- und Forstwirtsdtaft als Vorsitzender, 

2. drei Mitglieder des Obersten Gerichtshofes, 
3. ein in den Angelegenheiten der Bodenreform 

erfahrener rechtskundirier Beamter des höhe­
ren Ministerialdienstes im Bundesministerium 
für Land- und Forstwirtschaft als Berichter­
statter, 

4. ein in agrartechnischen Angelegenheiten er­
fahrener Beamter des höheren Ministerial­
dienstes im Bundesministel1ium für Land­
und Forstwirtschaft, 

5. ein in forstlichen Ange1egenheiten erfahrener 
Beamter des höheren Ministerialdienstes im 
Bundesministerium für Land- und Forstwirt­
schaft, 

6. ein landw,irtschaftlicher Sachverständiger im 
Sinne des § 52 A VG 1950. 

(1) Der Instanzenzug endet mit den im Abs. 2 (1) Der Instanzenzug endet mit dem im 
und 3 bezeichneten Ausnahmen beim Landes- Abs. 2 bezeichneten Ausnahmen beim Landes-
agrarsenate. 

(2) Die Berufung an den Obersten Agrarsenat 
steht in den Angelegenheiten der Flurverfassung, 
der Wald- und Weidenutzungsrechte (Einfor­
stungsrechte) und des Alpschutzes nur in folgen­
den Fällen offen: 

a) hinsichtlich der Frage, ob in einem gege­
berien Falle eine Agrargemeinschaft vorhan­
den ist, auf welches Gebiet sie sich erstreckt, 
wer der Eigentümer der agrargemeinschaft­
lichen Grundstücke ist, ferner hinsichtlich 
der Frage, ob Gemeindegut oder Gemeinde­
vermögen vorliegt, endlich hinsichtlich der 
Frage über Bestand sowie Umfang von 
Anteilrechten an agrargemeinschaftlichen 
Grundstücken; 

b) hinsichtlich der Frage ,des Bestandes von 
Wald- und Weidenutzungsrechten (Ein­
forstungsrechten) und hinsichtlich der Frage, 
welche Liegenschaften berechtigt oder ver­
pflichtet sind; 

c) hinsichtlich der Parteistreitigkeiten, welche 
sich über ,die Auslegung oder Durchführung 
der Anordnungen ergeben, die auf Grund 
des kaiserlichen Patentes RGBl. Nr. 130/ 
1853 in Erkenntnissen oder genehmigten 
Vergleichen oder welche in solchen Ange­
legenheiten auf Grund von Landesgesetzen 
in Regulierungsplänen oder Statuten ge­
troffen wurden; 

d) hinsichtlich der Gesetzmäßigkeit der Ab­
findung nach einem Zusammenlegungs-

agrarsenat. 

(2) Die Berufung an den Obersten Agrarsenat 
ist nur in folgenden Fällen gegen abändernde 
Erkenntnisse des Landesagrarsenates zulässig: 

1. hinsichtlich ,der Fragen, ob ein agrargemein­
schaftliches Grundstück vorliegt, wem das 
Eigentumsrecht daran zusteht, ob eine Agrar­
gemeinschaft vorhanden ist und ob einer 
Liegenschaft oder einer Person ein agrar­
gemeinschaftliches Anteilsrecht zusteht, 

2. hinsichtlich der Fragen der Gesetzmäßigkeit 
der Abfindung bei der Teilung agrargemein­
schaftlicher Grundstücke und der Gesetz­
mäßigkeit der Regulierung agrargemein-­
schaftlicher Anteilsrechte, 

3. hinsichtlich der Frage der Gesetzmäßigkeit 
der Abfindung bei der Zusammenlegung 
oder Flurbereinigung land- und forstwirt­
schaftlicher Grundstücke, 

4. hinsichtlich der Frage des Bestandes von 
Wald- und Weidenutzungsrechten, hinsicht­
lich der Frage, welche Liegenschaften berech­
tigt oder verpflichtet sind, sowie hinsichtlich 
der Frage der Gesetzmäßigkeit der Ablösung 
oder Regulierung (Neu-, Ergänzungsregulie­
rung) von Wald- und Weidenutzungsrechten, 

5. mit ,denen 
a) einem Begehren um Einräumung, Ab­

änderung oder Aufhebung eines Brin­
gungsrechtes oder um Regelung oder 
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Gel t e n cl e Fa s s u n g: 

oder Teilungsplane, der Regelung der 
Nutzungsrechte durch den Plan über die 
Regulierung gemeinschaftlicher Grundstücke 
und der Ablösung, Regulierung (Neurege­
lung) oder Sicherung von Nutzungsrechten 
auf fremdem Grund; 

e) gegen Erkenntnisse, durch welche die Vor­
schriften der Alpschutzgesetze über die Er­
haltung und Bewirtschaftung von Grund­
flächen als Alpen auf bestimmte Liegen­
schaften als anWiendbar erklärt werden (Ein­
alpung). 

(3) In anderen als in den 1111 Eingange des 
Abs. 2 bezeichneten Angelegenheiten steht die 
Berufung an den Obersten Agrarsenat in den 
Fällen offeJ;l, in denen sie durch besondere Bun­
des- oder Landesgesetze eingeräumt wird. 

(4) Die in zweiter Instanz erfolgte Bewertung 
von Grundstücken oder Rechten kann im Zu­
sammenlegungs-, Teilungs- und Regulierungsver­
fahren in der Berufung an den Obersten Agrar­
senat nicht mehr angefochten werden und ist 
dessen Entscheidung zugrunde zu legen. 

§9 

Solange es die Aufrechterhaltung des Dienst­
betriebes erfordert, können nichtrichterliche Mit­
glieder eines Agrarsenates auch nach ihrer Ver­
setzung in den Ruhestand im Agrarsenat ver­
bleiben. Die Verfügung steht dem Vorsitzenden 
des Agrarsenates zu. 

Neu e Fa s s u n g: 

Aufhebung einer Felddienstbarkeit keine 
Folge glegeben wird, 

b) ein Bringungsrecht eingeräumt, abgeän­
Idert oder aufgehoben oder eine Felq.­
dienstbarkeit geregelt oder aufgehoben 
wird, . 

c) ein Grundstü'ckseigentümer in eine Brin- . 
gungsgemeinschaft als Mitglied einbezo­
gen wird, jedoch ausgenommen die Fest­
setzung des Anteilsverhältnisses, 

d) ein Mitglied aus einer Bringungsgemein­
schaft ausgeschieden wird, 

e) Grundflächen enteignet werden. 

(3) Die Bewertung von Grundstücken oder 
Rechten und die Entscheidung über gemeinsame 
Anlagen und Maßnahmen können im Zusammen­
legungs-, Flurbereinigungs-, Teilungs- und Re­
gulierungsverfahren in der Berufung an den 
Obersten Agrarsenat nicht mehr angefochten 
werden. 

(1) Die Mitglieder der Agrarsenate und 
ihre Ersatzmänner sind für eine Amtsdauer von 
fünf Jahren zu bestellen. Eine Wiederbestellung 
ist zulässig. 

(2) Das Amt als Mitglied oder Ersatzmann 
endet mit dem Ablauf der Amtsdauer, ,dem Weg­
fall der für die Bestellung erforderlichen Vor­
aussetzungen und .:.- bei ~ersonen,die keine 
Richter oder Beamte sind - mit einer straf­
gerichtlichen Verurteilung, die bei einem Beamten 
den Verlust des Amtes nach sich ziehen würde. 

(3) Ein Mitglied oder Ersatzmann kann aus 
wichtigen gesundheitlichen oder beruflichen Grün- . 
den, durch die ,eine ordnungsgemäße Ausühung 
des Amtes nicht gewährleistet erscheint, über 
eigenes Ansuchen vom Amt enthoben werden. 

(4) Wird ein als Mitglied oder Ersatzmann be­
stellter Richter oder Beamter mit einem Beschluß 
des Disziplinargerichtes oder der Disziplinarkom­
mission vom D]enst suspendiert, so ruht sein Amt 
für die Dauer der Suspendierung. 
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